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Beschluss:

1. Der Vortrag des Referenten wird zur Kenntnis genommen.   

2. Dem § 32 der Geschäftsordnung des Stadtrats der Landeshauptstadt 

München wird mit Wirkung ab 01. August 2018 ein neuer Absatz 5 angefügt:  

„(5) Beantragt ein weibliches Stadtratsmitglied innerhalb der gesetzlichen 

Mutterschutzfristen eine Befreiung von der Pflicht zur Sitzungsteilnahme, ist 

diese vom Oberbürgermeister zu gewähren.“   

3. Der Oberbürgermeister wird gebeten, sich über den bayerischen Städtetag 

dafür einzusetzen, dass in der Bayerischen Gemeindeordnung eine geeignete 

Regelung aufgenommen wird, die junge Mütter und Väter von Ihrer Pflicht zur 

Teilnahme an den Gemeinderatssitzungen in angemessenem Umfang befreit. 

4. Die Anträge Nr. 14-20 / A 03374 von Frau StRin Heike Kainz, Frau StRin 

Kristina Frank, Frau StRin Dorothea Wiepcke, Frau StRin Ulrike Grimm, Frau 

StRin Alexandra Gaßmann vom 13.09.2017 und Nr. 14-20 / A 03422 von Frau 

StRin Sabine Pfeiler, Frau StRin Alexandra Gaßmann, Frau StRin Heike 

Kainz, Frau StRin Kristina Frank, Frau StRin Dorothea Wiepcke vom 

27.09.2017 sind damit geschäftsordnungsmäßig behandelt. 

5. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle. 

Die endgültige Beschlussfassung über den Beratungsgegenstand obliegt der 

Vollversammlung des Stadtrates. 


